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D
ie Nachrichten
von meinem
Tod sind stark

übertrieben“, erklär-
te Mark Twain süffi-
sant im Jahr 1897. Da-
mals war in den USA
das Gerücht aufge-
kommen, der ameri-
kanische Schriftsteller, vorüber-
gehend nach London gereist, sei
gestorben. Ähnlich ironisch
könnte sich heute die Nato äu-
ßern. Gemessen daran, dass Em-
manuel Macron vor zwei Jahren
sogar schon mal ihren „Hirntod“
verkündet hatte, wirkt das
Bündnis verblüffend vital.

Ist nun schlagartig alles wie-
der gut, nur weil neuerdings Joe
Biden im Weißen Haus sitzt?
Emotional zumindest dreht sich
jetztviel.NochbeimletztenGip-
fel sägte der damalige US-Präsi-
dent Donald Trump am Allerhei-
ligsten der Allianz, der Bei-
standsgarantie nach Artikel 5
des Nato-Vertrags. Jetzt gibt es
Signale des Zusammenrückens
und gegenseitiger Wertschät-
zung. Schon eine Woche vor dem

Gipfel war Nato-Generalsekre-
tär Jens Stoltenberg zu vorberei-
tenden Gesprächen ins Weiße
Haus gebeten worden.

Auf substanzielle Neuerun-
gen allerdings wartet die Nato
nun noch. In Brüssel wird auf
Analysen und Empfehlungen im
Papier „Nato 2030“ verwiesen,
das eine sogenannte Reflexions-
gruppeschonimNovember2020
vorgelegt hatte. Die Richtung
stimmt, kritikwürdig allerdings
sind die Jahreszahlen. Die Nato
darf nicht zwischen Bestands-
aufnahme und Reaktion ein gan-

zes Jahrzehnt ver-
streichen lassen.
Strategisch, techno-
logisch und auch
weltpolitisch steht
das Bündnis vor Her-
ausforderungen wie
noch nie. Ob es sie be-
wältigen kann, hängt

nicht zuletzt vom Tempo ab.
Wladimir Putin prahlte im

Jahr 2018, Russland habe jetzt
erstmals „unaufhaltsame“ Waf-
fen entwickelt, gegen die der
Westennichtsausrichtenkönne.
Dazu zählten Hyperschallrake-
ten und Unterwasserdrohnen
mit Nuklearsprengköpfen. Wie
steht es inzwischen um die Ab-
wehrmöglichkeiten gegenüber
diesen Systemen? Taktfrequen-
zen und Terabytes könnten
schon bald über Krieg oder Frie-
den entscheiden. Deshalb muss
die Nato unter anderem die Nut-
zung von Quantencomputern
und Künstlicher Intelligenz vo-
rantreiben, jetzt und nicht ir-
gendwann.

Wirbraucheneineschnellere,
smartere Nato. Wer nur stumpf
auf Ausgaben in Höhe von zwei
Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts pocht, kann vor lauter
Zahlenhuberei das technolo-
gisch Entscheidende aus dem
Auge verlieren. Technologisch
werden die Karten gerade neu
gemischt, darin liegen Chancen
und Risiken zugleich. Über die
oft verteufelten autonomen mi-
litärischen Systeme muss neu
gesprochen werden. Viele, die
eben noch eine Automatisie-
rung des Krieges beklagt hatten,
blickten im nächsten Moment
bewundernd auf Israels „Iron
Dome“, der Raketen in giganti-
scher Zahl vom Himmel holte –
und damit letztlich auch einer
Eskalation des Gaza-Kriegs vor-
beugte. Was genau braucht die
Nato in diesen neuen Zeiten?
Diese Debatten sind überfällig.
Sie müssen jetzt geführt werden,
nicht erst 2030.

” Ist nun mit Joe
Biden schlagartig
alles wieder gut?

W
ieder einmal
sorgt Jens
Spahn für

maximale Verwir-
rung. Diesmal bei der
Maskenpflicht. Der
Bundesgesundheits-
minister hat mit sei-
nem Vorschlag zu de-
ren Aufhebung eine Debatte
ausgelöst, an der sich nun wirk-
lich jeder beteiligen kann, weil
man sich unter seinem „abge-
stuften Verfahren“ und einer
„vorsichtigen Herangehen-
sweise“soziemlichallesvorstel-
len kann. Etwas Konkretes hat er
nicht zu bieten.

CSU-Chef Markus Söder pol-
tertdennochsofort los,derBund
sei für die Pandemie gar nicht
zuständig, weil er verärgert ist,
dass Spahn einmal schneller war
und ihm die Schlagzeile gestoh-
len hat. FDP-Vize Wolfgang Ku-
bicki sieht die Grundrechte be-
droht, wenn ab einer Inzidenz
unter 35 nicht sofort alle die

Maske fallen lassen.
SPD-Gesundheitsex-
perte Karl Lauter-
bach, der am Wo-
chenende die Forde-
rungen nach einem
Ende der Masken-
pflicht noch kritisiert
hat, bevor ein großer

Teil der Bevölkerung geimpft ist,
hält sie am Montag draußen für
überflüssig – bis auf Großveran-
staltungen. Hessens Minister-
präsident Volker Bouffier (CDU)
fordert ein bundeseinheitliches
Vorgehen, sein niedersächsi-
scher Kollege Stefan Weil (SPD)
warnt, die Pandemie sei noch
nicht vorbei.

Zu alldem sagt NRW-Gesund-
heitsminister Karl-Josef Lau-
mann (CDU), er könne sich bei
den derzeitigen Infektionszah-
len vorstellen, die Aufhebung
der Maskenpflicht zur Debatte
zu stellen. Was ja bereits gesche-
hen war.

Klarheit? Fehlanzeige!
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Heiko Sakurai

Frau Ammicht Quinn, einem Anzeigenmo-
tiv der „Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft“ (INSM), das die Grünen-Kanzlerkan-
didatin Annalena Baerbock als neuen Moses
mit Gesetzestafeln zeigt, wird Antisemitis-
mus vorgeworfen. Zu Recht?
Ein politischer Meinungsstreit, der natürlich le-
gitim ist, wird hier auf die Ebene des Religiösen
gezogen, und zwar ganz explizit mit der Aussa-
ge:„Wir brauchen keine Staatsreligion.“ Das tut
weder der Politik noch der Religion gut – und
auch nicht der Ethik.„Religion“ wird hier mit Ir-
rationalität, autoritärem Denken und Unfrei-
heit verbunden.

Allesamt Motive der klassischen Religions-
kritik, etwa im 19. Jahrhundert.
Das ist richtig. Aber im Kontext der Anzeige
funktioniert das Ganze nur, indem tiefsitzende
antireligiöse und spezifisch antisemitische Af-
fekte bedient werden. In Bezug auf das Juden-
tum werden hier zwei altbekannte Klischees be-
müht: Das Judentum, so das erste Klischee, ist
eine rigide, starre, unwandelbare Verbots-Reli-
gion; das Judentum, so das zweite Klischee, ist
gefährlich, weil dessen unsichtbare Macht auf
mysteriöse Weise so weit reicht, dass es sogar
den Staat übernehmen kann, wenn man es nicht
rechtzeitig daran hindert. Das ist Antisemitis-
mus in Reinform. Ich muss sagen, in einem an-
geblich demokratischen Diskurs habe ich schon
lange nicht mehr so etwas Problematisches und
auch Perfides gesehen.

Aber die „Zehn Gebote“ und „Moses“ gehö-
ren doch bildlich wie sprachlich untrennbar
zusammen – und sind obendrein auch zen-
traler Teil der christlichen Tradition.
NurmutierendieGeboteunterderHandzuzehn
Verboten, und mit diesen Verboten („Du darfst
nicht fliegen“ oder „Du darfst deine Arbeitsver-
hältnissenichtselbstaushandeln“)entstehtder
Gegensatz zwischen „Wir“ und den „anderen“.
Der Satz „Warum wir keine Staatsreligion brau-
chen“, ist in diesem Kontext völlig eindeutig: Es
gibteinkonstruiertes,einnehmendes„Wir“,das
durch Ausgrenzung Angst schürt – hier die
Angst vor der Beschneidung persönlicher Frei-
heiten und einem bestimmten Lebensstil. Das
ist Populismus pur. Donald Trump war darin
Meister: Man unterstellt jemandem – hier der
Grünen-Vorsitzenden – etwas, was sie nie ge-
sagt hat, und verschleiert dabei, dass man damit
nur die eigenen Interessen schützt. In diesem
Fall bedient man sich dafür antisemitischer Kli-
schees und Ressentiments. Erst recht bemer-
kenswertistesdann,wiedieses„Wir“voneinem
Tag auf den anderen die Seiten wechselt und
nun selbst vermeintliche Antisemitismen auf-
spürt und anprangert.

Sie meinen die Reaktionen auf eine Video-
botschaft der Publizistin Carolin Emcke auf
dem Grünen-Parteitag?
CDU-Generalsekretär Paul Ziemiak hat danach
von einer „unglaublichen Entgleisung“ gespro-
chen, weil Emcke angeblich Klimaforscher mit
verfolgten Juden verglichen habe. Auch„Quali-
tätsmedien“ haben dies übernommen. Damit
soll nicht nur erneut Baerbock und ihrer Partei
geschadet werden, auf deren Einladung Emcke
sich zu Wort gemeldet hat. Es soll vielmehr auch

die Integrität einer Person wie Emcke beschä-
digt werden, die wir in den aktuellen Debatten
dringend brauchen.

Gesagt hat sie: „Die radikale Wissenschafts-
feindlichkeit, die zynische Ausbeutung so-
zialer Unsicherheit, die populistische Mobi-
lisierung und die Bereitschaft zu Ressenti-
ment und Gewalt werden bleiben. Es wird si-
cher wieder von Elite gesprochen werden.
Und vermutlich werden es dann nicht die Ju-
den und Kosmopoliten, nicht die Feminis-
tinnen und die Virologinnen sein, vor denen
gewarnt wird, sondern die Klimaforscherin-
nen.“
Sie sieht hier eine weitere Aufheizung und ge-
sellschaftliche Zersplitterung im Wahlkampf
aufziehen mit einer Stimmung, in der die The-
men und Ziele von Ressentiments, verbalen At-
tacken und Empörungsanfällen praktisch aus-
tauschbar sind. Es entbehrt nicht einer bitteren
Ironie, dass sie sofort selbst zum Opfer dessen
geworden ist, wovor sie warnt. Inhaltlich ver-
bindet sie das mit der Mahnung, sich um einer
lebbaren Zukunft willen den Herausforderun-
gen der Klimakrise jetzt zu stellen und zudem
eine breite zivilgesellschaftliche Anstrengung
„gegen den Hass“ zu unternehmen.

Ist die Aufzählung von den Juden über Femi-
nisten und Virologen bis hin zu den Klima-
forschern angemessen?
Anders als es ihr unterstellt wurde, geht es Em-
cke in diesem Kontext nicht um den Holocaust.
Die Behauptung, sie vergleiche Holocaust und
Klimaschutz, ist völlig absurd. Es geht darum,
dass Menschen jüdischen Glaubens etwa im
Raum sozialer Medien mit Hass, Gewalt und
Empörung konfrontiert werden, wenn sie sich
zu Wort melden. Mit ihnen als den Gefährdets-
ten beginnt Emcke ihre Reihe. Sie benennt
Gruppen von Menschen, über die es demokra-
tiegefährdende Vorurteile gab und noch gibt,
und warnt, dass es ähnliche Vorurteile über Kli-
maforscher gibt und geben wird. Solche Vorur-
teile blockieren nötige Diskussion, zum Nach-
teil nicht nur kommender Generationen. Es
handelt sich nicht um eine Auflistung, sondern
eher um eine präzise Warnung, die– wie die Kri-
tik an ihrer Rede zeigt – notwendig war und ist.

Das Gespräch führte

Joachim Frank

Regina Ammicht Quinn, geb. 1957, ist Professorin

für Ethik und Co-Sprecherin des Internationalen

ZentrumsfürEthik indenWissenschaften(IZEW)der

Universität Tübingen.

Das Anzeigenmotiv der „Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft“ (Ausschnitt)

AMSTERDAM Kein Land war auf
dem Gipfel der G7 so präsent wie
das Land, das nicht dabei war:
China.UnterderLeitungvonUS-
Präsident Joe Biden versuchten
die sieben Länder sich auf eine
Strategie zu einigen, um die
wachsende wirtschaftliche und
politische Macht des autokrati-
schen Landes einzudämmen. Er
möchte auch, dass die westli-
chen Länder moralische Vorbil-
der für andere sind. Während
Trump über europäische Länder
schimpfte, zeigt Biden Bereit-
schaft, mit ihnen zusammenzu-
arbeiten.

BERLIN China wird als derart be-
drohlich wahrgenommen, dass
ein offenes Wort über den Riva-
len um jeden Preis im Kreis der
Teilnehmer bleiben musste. Die
chinesische Antwort servierte
ein niedrigrangiger Diplomat:
Die Zeiten seien vorbei, in denen
eine kleine Gruppe von Ländern
das Schicksal der Welt bestim-
me. Da stehen sie sich also ge-
genüber: Die 'kleine Gruppe von
Ländern' und das große China.
Retten wir zuerst unseren Wohl-
stand, oder retten wir das demo-
kratische System?

Die von Joe Biden angeregte In-
vestitionsoffensive in ärmeren
Ländern ist das vielleicht wich-
tigste Ergebnis dieses G-7-Gip-
fels. Sie signalisiert, dass man
China nicht länger tatenlos zu-
sehen will, wie es immer mehr
Länder in seine Einflusszone
zieht. Unterschiede im Umgang
mit Peking - Merkel hob die „ko-
operative Verbundenheit“ mit
China hervor - bleiben unüber-
sehbar. Und doch ist Biden sei-
nem Ziel einen Schritt näher ge-
kommen, die Zusammenarbeit
demokratischer Staaten in Ab-
grenzung zu China zu stärken.
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Für eine schnellere,
smartere Nato

Taktfrequenzen und Terabytes könnten schon
bald über Krieg oder Frieden entscheiden
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Maximale Verwirrung
Über die Maskenpflicht wird heftig debattiert
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„Lange nichts so Perfides gesehen“
Ethikerin über ein Anzeigenmotiv und antisemitische Klischees

INTERVIEW

Die G7-Staaten wollen
China nicht länger
tatenlos zusehen
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